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18. betont, dass die internationalen Ad-hoc-Strafge-
richtshöfe zur Beendigung der Straflosigkeit beitragen, indem
sie sicherstellen, dass diejenigen, die Gewalt gegen Frauen
verübt haben, zur Rechenschaft gezogen und bestraft werden,
und dass auch der Internationale Strafgerichtshof einen Bei-
trag dazu leisten kann, und fordert die Staaten nachdrücklich
auf, mit Vorrang die Ratifikation des am 1. Juli 2002 in Kraft
getretenen Römischen Statuts75 beziehungsweise den Beitritt
dazu zu erwägen;

19. begrüßt es, dass mehrere Organe der Vereinten Na-
tionen Schritte unternommen haben, um im Rahmen ihres je-
weiligen Mandats die Frage der Gewalt gegen Frauen in allen
ihren Arten und Erscheinungsformen zu erörtern, und legt al-
len zuständigen Organen nahe, diese Frage im Rahmen ihrer
künftigen Tätigkeiten und Arbeitsprogramme weiter zu be-
handeln;

20. ersucht das Interinstitutionelle Netzwerk für Frauen-
und Gleichstellungsfragen erneut, zu prüfen, wie die Wirk-
samkeit des Treuhandfonds der Vereinten Nationen zur Un-
terstützung von Maßnahmen zur Beseitigung der Gewalt ge-
gen Frauen als systemweiter Finanzierungsmechanismus für
die Verhütung und Beseitigung aller Formen der Gewalt ge-
gen Frauen und Mädchen verbessert werden kann, und unter-
streicht in dieser Hinsicht, wie wichtig es ist, dass alle Staaten
neue und höhere Beiträge zu dem Fonds leisten, damit das
durch den Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen für die
Frau vorgegebene Ziel erreicht wird;

21. fordert alle Organe, Institutionen, Fonds und Pro-
gramme der Vereinten Nationen sowie die Sonderorganisa-
tionen auf und bittet die Bretton-Woods-Institutionen, ihre
Bemühungen zur Beseitigung aller Formen der Gewalt gegen
Frauen und Mädchen auf allen Ebenen zu verstärken und ihre
Tätigkeit besser abzustimmen, unter anderem über die Ar-
beitsgruppe über Gewalt gegen Frauen des Interinstitutionel-
len Netzwerks für Frauen- und Gleichstellungsfragen;

22. ersucht den Generalsekretär,

a) der Generalversammlung auf ihrer vierundsechzigs-
ten Tagung einen Bericht vorzulegen, der Informationen sei-
tens der Organe, Fonds und Programme der Vereinten Natio-
nen sowie der Sonderorganisationen über ihre Folgetätigkei-
ten zur Durchführung der Versammlungsresolutionen 61/143
und 62/133 und dieser Resolution enthält, namentlich über
die Hilfe, die sie den Staaten bei ihren Anstrengungen zur Be-
seitigung aller Formen der Gewalt gegen Frauen gewähren;

b) der Generalversammlung auf ihrer fünfundsechzigs-
ten Tagung einen Bericht vorzulegen, der Informationen sei-
tens der Staaten über ihre Folgetätigkeiten zur Durchführung
dieser Resolution enthält;

23. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Kom-
mission für die Rechtsstellung der Frau auf ihrer dreiundfünf-
zigsten Tagung mündlich über die von den Organen, Fonds
und Programmen der Vereinten Nationen sowie den Sonder-
organisationen bereitgestellten Informationen zu den jüngs-
ten Folgetätigkeiten zur Durchführung der Resolutionen
61/143 und 62/133 Bericht zu erstatten, einschließlich über
die Fortschritte bei der Verbesserung der Wirksamkeit des

Treuhandfonds der Vereinten Nationen zur Unterstützung
von Maßnahmen zur Beseitigung der Gewalt gegen Frauen
als systemweiter Mechanismus der Vereinten Nationen und
über die Fortschritte bei der Kampagne des Generalsekretärs
zur Beendigung der Gewalt gegen Frauen, und legt den Orga-
nen, Institutionen, Fonds und Programmen der Vereinten Na-
tionen sowie den Sonderorganisationen eindringlich nahe,
umgehend zu diesem Bericht beizutragen.

24. beschließt, ihre Behandlung dieser Frage auf ihrer
vierundsechzigsten Tagung unter dem Punkt „Förderung der
Frau“ fortzusetzen.

RESOLUTION 63/156

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/63/425,
Ziff. 27)79.

63/156. Frauen- und Mädchenhandel

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf alle internationalen Übereinkünfte, die
sich konkret mit dem Problem des Frauen- und Mädchenhan-
dels befassen, wie das Übereinkommen zur Beseitigung jeder
Form von Diskriminierung der Frau80 und das dazugehörige
Fakultativprotokoll81, das Übereinkommen über die Rechte
des Kindes82 und das dazugehörige Fakultativprotokoll be-
treffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und
die Kinderpornografie83, die Konvention zur Unterbindung

79 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Angola, Argentinien, Arme-
nien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bangladesch,
Belarus, Belgien, Benin, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgari-
en, Burkina Faso, Burundi, Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark,
Deutschland, Dominikanische Republik, ehemalige jugoslawische Re-
publik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Gam-
bia, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Haiti, Honduras, Indo-
nesien, Irak, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Kamerun, Kap Ver-
de, Kirgisistan, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Lesotho, Lettland, Liba-
non, Liberia, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Mali, Malta,
Marokko, Mauritius, Monaco, Mongolei, Montenegro, Nicaragua, Nie-
derlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Phil-
ippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruanda,
Rumänien, Sambia, San Marino, Schweden, Senegal, Sierra Leone, Slo-
wakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, Thailand, Togo,
Tschad, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Ve-
nezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik Tansania, Verei-
nigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten
von Amerika und Zypern.
80 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996
Nr. 164; öBGBl. Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
81 Ebd., Vol. 2131, Nr. 20378. Amtliche deutschsprachige Fassungen:
dBGBl. 2001 II S. 1237; LGBl. 2002 Nr. 17; öBGBl. III Nr. 206/2000;
AS 2009 265.
82 Ebd., Vol. 1577, Nr. 27531. Amtliche deutschsprachige Fassungen:
dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993;
AS 1998 2055.
83 Ebd., Vol. 2171, Nr. 27531. Amtliche deutschsprachige Fassungen:
dBGBl. 2008 II S. 1222; öBGBl. III Nr. 93/2004; AS 2006 5441.
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des Menschenhandels und der Ausnutzung der Prostitution
anderer84, das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen
die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität85 und die
dazugehörigen Protokolle, insbesondere das Zusatzprotokoll
zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des Menschen-
handels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels, zum
Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenz-
überschreitende organisierte Kriminalität86 und das Zusatz-
protokoll gegen die Schleusung von Migranten auf dem
Land-, See- und Luftweg zum Übereinkommen der Vereinten
Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Krimi-
nalität87, sowie auf die früheren Resolutionen der Generalver-
sammlung und ihres Nebenorgans, des Menschenrechtsrats,
sowie des Wirtschafts- und Sozialrats und seiner Fachkom-
missionen zu dieser Frage,

in Bekräftigung der den Frauen- und Mädchenhandel be-
treffenden Bestimmungen in den Ergebnisdokumenten der
einschlägigen internationalen Konferenzen und Gipfeltreffen,
insbesondere des strategischen Ziels betreffend die Frage des
Menschenhandels in der Erklärung und der Aktionsplattform
von Beijing, die von der Vierten Weltfrauenkonferenz verab-
schiedet wurden88,

sowie in Bekräftigung der von den führenden Politikern
der Welt auf dem Millenniums-Gipfel und dem Weltgipfel
2005 eingegangenen Verpflichtung, wirksame Maßnahmen
zur Bekämpfung und Beseitigung aller Formen des Men-
schenhandels zu erarbeiten, durchzusetzen und zu verstärken,
um der Nachfrage nach Opfern von Menschenhandel entge-
genzuwirken und die Opfer zu schützen,

unter Hinweis auf die Berichte der Sonderberichterstatte-
rin über den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und
die Kinderpornografie, der Sonderberichterstatterin über den
Menschenhandel, insbesondere den Frauen- und Kinderhan-
del, und der Sonderberichterstatterin über Gewalt gegen Frau-
en, deren Ursachen und deren Folgen sowie auf die den Frau-
en- und Mädchenhandel betreffenden Informationen in dem
Bericht des Generalsekretärs über die eingehende Studie über
alle Formen der Gewalt gegen Frauen89,

sowie unter Hinweis auf den Bericht „Trafficking in Per-
sons: Global Patterns“ (Menschenhandel: Globale Muster)
des Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbre-
chensbekämpfung vom April 2006 und die Aufmerksamkeit,
die darin der Lage von Frauen und Mädchen gewidmet wird,
die Opfer des Menschenhandels geworden sind, 

Kenntnis nehmend von dem Wiener Forum zur Bekämp-
fung des Menschenhandels, das vom 13. bis 15. Februar 2008
im Rahmen der Globalen Initiative zur Bekämpfung des Men-
schenhandels stattfand, und von der am 3. Juni 2008 im Rah-
men der Generalversammlung geführten thematischen Debat-
te über das Problem des Menschenhandels,

sowie Kenntnis nehmend von der Verlängerung des Man-
dats der Sonderberichterstatterin über den Menschenhandel,
insbesondere den Frauen- und Kinderhandel, und davon, dass
sie unter anderem die Aufgabe hat, in die im Rahmen ihres
Mandats geleistete Arbeit durchgehend eine geschlechts- und
altersspezifische Perspektive zu integrieren, unter anderem
durch die Ermittlung geschlechts- und altersspezifischer Ge-
fährdungen im Zusammenhang mit dem Problem des Men-
schenhandels, 

anerkennend, dass geschlechtsspezifische Verbrechen in
das Römische Statut des Internationalen Strafgerichtshofs90,
das am 1. Juli 2002 in Kraft trat, aufgenommen wurden,

eingedenk dessen, dass alle Staaten verpflichtet sind, die
nötige Sorgfalt walten zu lassen, um den Menschenhandel zu
verhüten und zu untersuchen, die Täter zu bestrafen, die Op-
fer zu retten und ihnen Schutz zu gewähren, und dass die
Nichteinhaltung dieser Verpflichtungen die Menschenrechte
und Grundfreiheiten der Opfer verletzt und deren Genuss be-
einträchtigt oder verhindert,

ernsthaft besorgt über die steigende Zahl der Frauen und
Mädchen aus einigen Entwicklungsländern und Transforma-
tionsländern, die von Menschenhändlern in entwickelte Län-
der, innerhalb einer Region oder eines Staates sowie von einer
Region in die andere und von einem Staat in den anderen ver-
bracht werden, sowie darüber, dass auch Männer und Jungen
Opfer des Menschenhandels werden, einschließlich zum
Zweck der sexuellen Ausbeutung,

in der Erkenntnis, dass die Maßnahmen gegen den Men-
schenhandel in manchen Fällen die Geschlechts- und Alters-
sensibilität vermissen lassen, die notwendig wäre, um die La-
ge der Frauen und Mädchen, die besonders leicht Opfer von
Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung, der
Zwangsarbeit, der Zwangsdienstbarkeit und anderer Formen
der Ausbeutung werden, spürbar zu verbessern, und dass es
daher besonders erforderlich ist, bei allen derartigen Maßnah-
men einen geschlechtsspezifischen und altersgemäßen An-
satz einzubeziehen, 

84 Ebd., Vol. 96, Nr. 1342.
85 Ebd., Vol. 2225, Nr. 39574. Amtliche deutschsprachige Fassungen:
dBGBl. 2005 II S. 954, 956; LGBl. 2008 Nr. 72; öBGBl. III Nr. 84/2005;
AS 2006 5861.
86 Ebd., Vol. 2237, Nr. 39574. Amtliche deutschsprachige Fassungen:
dBGBl. 2005 II S. 954, 995; LGBl. 2008 Nr. 74; öBGBl. III
Nr. 220/2005; AS 2006 5917.
87 Ebd., Vol. 2241, Nr. 39574. Amtliche deutschsprachige Fassungen:
dBGBl. 2005 II S. 954, 1007; LGBl. 2008 Nr. 73; öBGBl. III
Nr. 11/2008; AS 2006 5899.
88 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4–15 Sep-
tember 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I,
Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/beijing/beij_bericht.html.
89 A/61/122 und Add.1 und Add.1/Corr.1.

90 United Nations, Treaty Series, Vol. 2187, Nr. 38544. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2000 II S. 1394; LGBl. 2002
Nr. 90; öBGBl. III Nr. 180/2002; AS 2002 3743.
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sowie in der Erkenntnis, dass die Auswirkungen der Glo-
balisierung auf das besondere Problem des Frauen- und Kin-
derhandels, insbesondere des Mädchenhandels, angegangen
werden müssen,

ferner in der Erkenntnis, dass die Bekämpfung des Frau-
en- und Mädchenhandels durch den Mangel an angemessenen
Rechtsvorschriften, die unzureichende Anwendung bestehen-
der Gesetze, den Mangel an verlässlichen, nach Geschlecht
aufgeschlüsselten Daten und Statistiken und den Mangel an
Ressourcen erschwert wird,

besorgt über den Einsatz neuer Informationstechnologien
einschließlich des Internets für Zwecke der Ausbeutung der
Prostitution anderer, des Brauthandels, des Sextourismus un-
ter Ausbeutung von Frauen und Kindern sowie der Kin-
derpornografie, der Pädophilie und anderer Formen der sexu-
ellen Ausbeutung von Kindern,

sowie besorgt über die vermehrten Aktivitäten grenzüber-
schreitender krimineller Organisationen und anderer, die
ohne Rücksicht auf gefährliche und unmenschliche Bedin-
gungen und unter flagranter Verletzung innerstaatlicher Ge-
setze und internationaler Normen vom internationalen Men-
schenhandel, insbesondere vom Frauen- und Kinderhandel,
profitieren,

in der Erkenntnis, dass die Opfer des Menschenhandels in
besonderem Maße Rassismus, Rassendiskriminierung, Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz
ausgesetzt sind und dass Frauen und Mädchen als Opfer oft
mehrfachen Formen der Diskriminierung und der Gewalt aus-
gesetzt sind, namentlich aufgrund ihrer Geschlechtszugehö-
rigkeit, ihres Alters, ihrer ethnischen Zugehörigkeit, ihrer
Kultur und ihrer Religion sowie ihrer Herkunft, und dass die-
se Formen der Diskriminierung ihrerseits den Menschenhan-
del fördern können,

feststellend, dass die Nachfrage nach Prostitution und
Zwangsarbeit in einigen Teilen der Welt zum Teil durch
Menschenhandel gedeckt wird,

in Anerkennung dessen, dass Frauen und Mädchen als Op-
fer des Menschenhandels aufgrund ihrer Geschlechtszugehö-
rigkeit noch stärker benachteiligt und marginalisiert sind, da
es allgemein an Informationen, am Bewusstsein und an der
Anerkennung ihrer Menschenrechte mangelt und die Opfer
des Menschenhandels häufig stigmatisiert werden und da sie,
wenn ihre Rechte verletzt wurden, beim Zugang zu Informa-
tionen und Rechtsbehelfsmechanismen auf Hindernisse sto-
ßen, und dass sie besonderer Schutz- und Aufklärungsmaß-
nahmen bedürfen,

erneut erklärend, wie wichtig bilaterale, subregionale,
regionale und internationale Kooperationsmechanismen und
-initiativen seitens der Regierungen sowie zwischenstaatli-
cher und nichtstaatlicher Organisationen sind, einschließlich
des Informationsaustauschs über bewährte Praktiken, um ge-
gen das Problem des Menschenhandels, insbesondere des
Frauen- und Kinderhandels, anzugehen,

sowie erneut erklärend, dass globale Anstrengungen zur
Beseitigung des Menschenhandels, insbesondere des Frauen-
und Kinderhandels, namentlich internationale Zusammenar-
beit und Programme der technischen Hilfe, ein starkes politi-
sches Engagement seitens der Regierungen aller Herkunfts-,
Transit- und Zielländer, ihre geteilte Verantwortung sowie ih-
re aktive Zusammenarbeit erfordern,

in der Erkenntnis, dass Politiken und Programme zur Ver-
hütung, Rehabilitation, Rückführung und Wiedereingliede-
rung entwickelt werden sollten, denen ein geschlechtsspezifi-
scher und altersgemäßer, umfassender und multidisziplinärer
Ansatz zugrunde liegt, bei dem die Sicherheit der Opfer und
die Achtung des vollen Genusses ihrer Menschenrechte in
vollem Maße gewährleistet sind und alle Akteure in den Her-
kunfts-, Transit- und Zielländern einbezogen werden,

überzeugt von der Notwendigkeit, alle Opfer des Men-
schenhandels unter voller Achtung ihrer Menschenrechte zu
schützen und ihnen zu helfen,

1. begrüßt die Anstrengungen, die die Regierungen,
die Organe und Organisationen der Vereinten Nationen sowie
die zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen
unternehmen, um gegen das besondere Problem des Frauen-
und Mädchenhandels anzugehen, und ermutigt sie, diese An-
strengungen und ihre Zusammenarbeit zu verstärken, indem
sie unter anderem ihre Erkenntnisse, ihr Fachwissen und ihre
bewährten Praktiken auf möglichst breiter Ebene austau-
schen;

2. fordert die Regierungen auf, der Nachfrage, die den
Frauen- und Mädchenhandel zum Zweck der Ausbeutung in
allen ihren Formen begünstigt, entgegenzuwirken, um sie
schließlich zu unterbinden, und in dieser Hinsicht die vorbeu-
genden Maßnahmen, einschließlich gesetzlicher Maßnah-
men, zu verstärken, um die Ausbeuter von Opfern des Men-
schenhandels abzuschrecken und sicherzustellen, dass sie zur
Rechenschaft gezogen werden; 

3. fordert die Regierungen außerdem auf, geeignete
Maßnahmen zu ergreifen, um gegen die Faktoren, die die Ge-
fahr, Opfer des Menschenhandels zu werden, erhöhen, na-
mentlich Armut und Ungleichstellung der Geschlechter, so-
wie gegen andere Faktoren, die das besondere Problem des
Frauen- und Mädchenhandels zum Zweck der Prostitution
und anderer Formen des Sexgewerbes, der Zwangsehe und
der Zwangsarbeit begünstigen, anzugehen und so den Frauen-
handel zu verhüten und zu beseitigen, so auch indem beste-
hende Rechtsvorschriften verstärkt werden, um die Rechte
von Frauen und Mädchen besser zu schützen und die Täter
sowohl straf- als auch zivilrechtlich zu belangen;

4. fordert die Regierungen, die internationale Gemein-
schaft und alle anderen Organisationen und Einrichtungen,
die sich mit Konflikt- und Postkonflikt-, Katastrophen- und
anderen Notsituationen befassen, auf, gegen die stärkere Ge-
fährdung von Frauen und Mädchen durch Menschenhandel
und Ausbeutung und damit zusammenhängende geschlechts-
spezifische Gewalt anzugehen;
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5. fordert die Regierungen nachdrücklich auf, im Rah-
men einer umfassenden Strategie zur Bekämpfung des Men-
schenhandels, die auch eine Menschenrechtsperspektive be-
inhaltet, wirksame geschlechtsspezifische und altersgemäße
Maßnahmen zur Bekämpfung und Beseitigung aller Formen
des Frauen- und Mädchenhandels, namentlich zum Zweck
der sexuellen und wirtschaftlichen Ausbeutung, zu erarbeiten,
durchzusetzen und zu verstärken, und gegebenenfalls ent-
sprechende nationale Aktionspläne aufzustellen;

6. legt den Regierungen eindringlich nahe, in Zusam-
menarbeit mit zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Orga-
nisationen die Stärkung von Präventivmaßnahmen, insbeson-
dere Aufklärungsmaßnahmen für Frauen und Männer sowie
für Mädchen und Jungen über Geschlechtergleichheit, Selbst-
achtung und gegenseitige Achtung, sowie in Zusammenarbeit
mit der Zivilgesellschaft durchgeführte Kampagnen zur stär-
keren Sensibilisierung der Öffentlichkeit für diese Frage auf
nationaler und lokaler Ebene zu unterstützen und dafür Mittel
zu veranschlagen;

7. legt den Regierungen nahe, geeignete Schritte zu un-
ternehmen, um dem Sextourismus die Nachfrage, vor allem
nach Kindern, durch alle erdenklichen Präventivmaßnahmen
zu entziehen;

8. fordert die Regierungen nachdrücklich auf, Bil-
dungs- und Ausbildungsprogramme und -politiken zu erar-
beiten und gegebenenfalls den Erlass von Rechtsvorschriften
zu erwägen, die die Unterbindung des Sextourismus und des
Sexhandels zum Ziel haben, und dabei den Schwerpunkt ins-
besondere auf den Schutz von jungen Frauen und Kindern zu
legen;

9. fordert die Regierungen außerdem nachdrücklich
auf, die Unterzeichnung und Ratifikation der einschlägigen
Rechtsinstrumente der Vereinten Nationen zu erwägen, und
die Vertragsstaaten, diese Rechtsinstrumente anzuwenden,
beispielsweise das Übereinkommen der Vereinten Nationen
gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität85

und die dazugehörigen Protokolle, insbesondere das Zusatz-
protokoll zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des
Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhan-
dels, zum Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität86, das Über-
einkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung
der Frau80 und das dazugehörige Fakultativprotokoll81, das
Übereinkommen über die Rechte des Kindes82 und das dazu-
gehörige Fakultativprotokoll betreffend den Verkauf von
Kindern, die Kinderprostitution und die Kinderpornografie83

sowie das Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorga-
nisation von 1930 über Zwangsarbeit (Übereinkommen 29),
ihr Übereinkommen von 1958 über die Diskriminierung in
Beschäftigung und Beruf (Übereinkommen 111) und ihr
Übereinkommen von 1999 über das Verbot und unverzügli-
che Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen
der Kinderarbeit (Übereinkommen 182);

10. ermutigt die Mitgliedstaaten, die nationalen Pro-
gramme zu stärken und auf bilateraler, subregionaler, regio-
naler und internationaler Ebene zusammenzuarbeiten, na-
mentlich im Rahmen regionaler Initiativen oder Aktionsplä-

ne91, um das Problem des Menschenhandels unter anderem
durch die Verbesserung des Informationsaustauschs, der Er-
hebung geschlechts- und altersspezifischer Daten und anderer
technischer Kapazitäten, durch gegenseitige Rechtshilfe so-
wie die Bekämpfung der Korruption und des Waschens der
Erlöse aus dem Menschenhandel, einschließlich zu Zwecken
der gewerbsmäßigen sexuellen Ausbeutung, anzugehen, und
sicherzustellen, dass im Rahmen solcher Vereinbarungen und
Initiativen dem Problem des Frauen- und Mädchenhandels
besondere Aufmerksamkeit gewidmet wird; 

11. fordert alle Regierungen auf, alle Formen des Men-
schenhandels zu kriminalisieren, in der Erkenntnis, dass er in
zunehmendem Maße für sexuelle Ausbeutung, gewerbsmäßi-
ge sexuelle Ausbeutung und gewerbsmäßigen sexuellen
Missbrauch, Sextourismus und Zwangsarbeit genutzt wird,
und alle daran beteiligten Täter und Mittelsleute, gleichviel
ob es sich um Staatsangehörige oder um Ausländer handelt,
über die zuständigen nationalen Behörden in einem ord-
nungsgemäßen Verfahren entweder im Herkunftsland des Tä-
ters oder in dem Land, in dem der Missbrauch stattgefunden
hat, vor Gericht zu bringen und zu bestrafen sowie Personen
in verantwortlicher Stellung zu bestrafen, die der sexuellen
Nötigung von in ihrer Obhut befindlichen Opfern des Men-
schenhandels für schuldig befunden wurden;

12. fordert die Regierungen nachdrücklich auf, alle ge-
eigneten Maßnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die
Opfer des Menschenhandels nicht aufgrund ihrer Situation
bestraft werden und dass sie nicht aufgrund von Maßnahmen
staatlicher Behörden erneut viktimisiert werden, und legt den
Regierungen nahe, innerhalb ihres rechtlichen Rahmens und
im Einklang mit der jeweiligen nationalen Politik zu verhin-
dern, dass Opfer des Menschenhandels wegen ihrer illegalen
Einreise oder ihres illegalen Aufenthalts strafrechtlich ver-
folgt werden;

13. bittet die Regierungen, unter Mitwirkung der Zivil-
gesellschaft, einschließlich nichtstaatlicher Organisationen,
die Möglichkeit der Einsetzung beziehungsweise Stärkung ei-
nes nationalen Koordinierungsmechanismus, beispielsweise
eines nationalen Berichterstatters oder eines interinstitutio-

91 Beispielsweise der Bali-Prozess betreffend Menschenschmuggel,
Menschenhandel und damit zusammenhängende grenzüberschreitende
Kriminalität, die Abgestimmte Mekong-Ministerinitiative gegen Men-
schenhandel, der Aktionsplan für die asiatisch-pazifische Region der
Asiatischen Regionalinitiative zur Bekämpfung des Menschenhandels,
insbesondere des Frauen- und Kinderhandels (siehe A/C.3/55/3, Anla-
ge), die Initiativen der Europäischen Union betreffend eine umfassende
europäische Politik und umfassende Programme zur Bekämpfung des
Menschenhandels, zuletzt der im Dezember 2005 angenommene Plan
der Europäischen Union über bewährte Vorgehensweisen, Normen und
Verfahren zur Bekämpfung und Verhütung des Menschenhandels, die
Aktivitäten des Europarats und der Organisation für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa, das Übereinkommen des Südasiatischen Ver-
bandes für regionale Zusammenarbeit über die Verhütung und Bekämp-
fung des Frauen- und Kinderhandels zum Zweck der Prostitution, die im
Rahmen der Organisation der amerikanischen Staaten abgehaltene Ta-
gung nationaler Behörden über den Menschenhandel sowie die Aktivitä-
ten der Internationalen Arbeitsorganisation und der Internationalen Or-
ganisation für Migration auf diesem Gebiet.
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nellen Gremiums, zu prüfen, um den Informationsaustausch
anzuregen und über Daten, grundlegende Ursachen, Faktoren
und Tendenzen im Zusammenhang mit der Gewalt gegen
Frauen, insbesondere dem Frauenhandel, Bericht zu erstatten,
unter Einbeziehung von nach Geschlecht und Alter aufge-
schlüsselten Daten;

14. legt den Regierungen und den zuständigen Organen
der Vereinten Nationen nahe, im Rahmen der vorhandenen
Ressourcen geeignete Maßnahmen zu treffen, um das Be-
wusstsein der Öffentlichkeit für das Thema des Menschen-
handels, insbesondere des Frauen- und Mädchenhandels, zu
schärfen, der Nachfrage, die alle Formen der Ausbeutung,
einschließlich sexueller Ausbeutung und Zwangsarbeit, be-
günstigt, entgegenzuwirken, um sie schließlich zu unterbin-
den, die diesbezüglichen Gesetze, Vorschriften und Strafen
bekanntzumachen und zu betonen, dass der Menschenhandel
ein schweres Verbrechen ist;

15. fordert die betroffenen Regierungen auf, nach Be-
darf Mittel für umfassende Programme zur körperlichen und
seelischen Wiederherstellung und zur sozialen Wiederein-
gliederung der Opfer des Menschenhandels zu veranschla-
gen, namentlich durch Berufsausbildung, Rechtsberatung in
einer Sprache, die sie verstehen können, gesundheitliche Be-
treuung, unter anderem auch im Hinblick auf HIV/Aids, und
durch Maßnahmen zur Zusammenarbeit mit zwischenstaatli-
chen und nichtstaatlichen Organisationen im Hinblick auf die
soziale, medizinische und psychologische Betreuung der Op-
fer;

16. ermutigt die Regierungen, in Zusammenarbeit mit
zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen
Kampagnen durchzuführen, die über Möglichkeiten, Be-
schränkungen und Rechte im Falle der Migration sowie über
die Risiken der irregulären Migration und die von Menschen-
händlern angewandten Mittel und Methoden aufklären sollen,
beziehungsweise solche Kampagnen zu verstärken, damit die
Frauen fundierte Entscheidungen treffen können und nicht
Menschenhändlern zum Opfer fallen;

17. ermutigt die Regierungen, die Zusammenarbeit mit
nichtstaatlichen Organisationen zu verstärken, um ge-
schlechtsspezifische und altersgemäße Programme zur wirk-
samen Beratung, Ausbildung und Wiedereingliederung von
Opfern des Menschenhandels in die Gesellschaft sowie Pro-
gramme, in deren Rahmen den Opfern oder potenziellen Op-
fern Unterkünfte und telefonische Beratungsdienste zur Ver-
fügung gestellt werden, auszuarbeiten und durchzuführen;

18. fordert die Regierungen nachdrücklich auf, Polizei-,
Gerichts-, Einwanderungs- und andere zuständige Beamte in
der Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels, na-
mentlich auch der sexuellen Ausbeutung von Frauen und
Mädchen, auszubilden beziehungsweise diese Ausbildung zu
vertiefen, und fordert in dieser Hinsicht die Regierungen auf,
zu gewährleisten, dass die Opfer des Menschenhandels unter
voller Achtung ihrer Menschenrechte und mit der nötigen Ge-
schlechts- und Alterssensibilität behandelt werden, insbeson-
dere durch Polizei-, Einwanderungs- und Konsularbeamte,
Sozialarbeiter und andere Erstanlaufstellen, und dass dabei

die Grundsätze der Nichtdiskriminierung, einschließlich des
Verbots der Rassendiskriminierung, eingehalten werden; 

19. bittet die Regierungen, dafür zu sorgen, dass straf-
rechtliche Verfahren und Zeugenschutzprogramme der be-
sonderen Lage von Frauen und Mädchen, die Opfer des Men-
schenhandels geworden sind, Rechnung tragen und dass sie
nach Bedarf Unterstützung und Hilfe erhalten, um ohne
Angst bei der Polizei oder anderen Behörden Anzeige erstat-
ten und sich erforderlichenfalls für das Strafjustizsystem be-
reithalten zu können, und dafür zu sorgen, dass sie in dieser
Zeit Zugang zu geschlechtsspezifischem und altersgemäßem
Schutz sowie nach Bedarf zu sozialer, medizinischer, finanzi-
eller und rechtlicher Hilfe haben, einschließlich der Möglich-
keit, Ersatz für erlittenen Schaden zu erhalten;

20. bittet die Regierungen außerdem, die Medienanbie-
ter, einschließlich der Internet-Anbieter, zu ermutigen,
Selbstkontrollmaßnahmen zu ergreifen oder zu verstärken,
um die verantwortungsbewusste Nutzung der Medien, insbe-
sondere des Internets, zu fördern, mit dem Ziel, die Ausbeu-
tung von Frauen und Kindern, insbesondere Mädchen, die
den Menschenhandel begünstigen könnte, zu unterbinden;

21. bittet die Privatwirtschaft, insbesondere die Touris-
mus- und die Telekommunikationsindustrie, einschließlich
der Massenmedien-Organisationen, bei der Beseitigung des
Handels mit Frauen und Kindern, insbesondere Mädchen, mit
den Regierungen zusammenzuarbeiten, namentlich indem die
Medien Informationen über die Gefahren des Menschenhan-
dels, die Rechte der Opfer des Menschenhandels und die ih-
nen zur Verfügung stehenden Dienste verbreiten;

22. unterstreicht, dass nach Geschlecht und Alter aufge-
schlüsselte Daten systematisch erhoben und umfassende Stu-
dien auf nationaler wie auf internationaler Ebene durchge-
führt und gemeinsame Methoden und international definierte
Indikatoren erarbeitet werden müssen, damit sachdienliches
und vergleichbares Zahlenmaterial gewonnen werden kann,
und ermutigt die Regierungen, ihre Kapazitäten auf dem Ge-
biet des Informationsaustauschs und der Datenerhebung aus-
zubauen, um dadurch die Zusammenarbeit bei der Bekämp-
fung des Problems des Menschenhandels zu fördern;

23. bittet die Regierungen, die Organe, Organisationen
und besonderen Mechanismen der Vereinten Nationen, die
zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen und
den Privatsektor, gemeinsame und gemeinschaftliche For-
schungsarbeiten und Studien über den Frauen- und Mädchen-
handel durchzuführen, die als Grundlage für die Formulie-
rung oder die Änderung von Politiken dienen können; 

24. bittet die Regierungen, erforderlichenfalls mit Un-
terstützung der Vereinten Nationen und anderer zwischen-
staatlicher Organisationen unter Berücksichtigung bewährter
Verfahrensweisen Ausbildungshandbücher und andere Infor-
mationsmaterialien zu erarbeiten sowie Schulungen durchzu-
führen, um Polizei-, Gerichts- und andere zuständige Beamte
sowie medizinisches Personal und Unterstützungspersonal
für die besonderen Bedürfnisse der Frauen und Mädchen un-
ter den Opfern zu sensibilisieren;
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25. ermutigt die Regierungen, die zuständigen zwi-
schenstaatlichen Organe und internationalen Organisationen,
dafür zu sorgen, dass das in Konflikt-, Postkonflikt- und an-
deren Notsituationen eingesetzte militärische, friedenssi-
chernde und humanitäre Personal in Verhaltensweisen ge-
schult wird, die den Frauen- und Mädchenhandel, einschließ-
lich zum Zweck der sexuellen Ausbeutung, weder fördern
noch erleichtern oder ausnutzen, und dieses Personal ver-
stärkt dafür zu sensibilisieren, dass die Opfer von Konflikten
und anderen Notsituationen, einschließlich Naturkatastro-
phen, der potenziellen Gefahr ausgesetzt sind, Opfer von
Menschenhandel zu werden;

26. bittet die Vertragsstaaten des Übereinkommens zur
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau, des
Übereinkommens über die Rechte des Kindes und der Inter-
nationalen Menschenrechtspakte92, in die nationalen Berichte,
die sie dem jeweiligen Ausschuss vorlegen, auch Informatio-
nen und Statistiken über den Frauen- und Mädchenhandel
aufzunehmen und auf die Erstellung gemeinsamer Methoden
und Statistiken hinzuarbeiten, um vergleichbare Daten zu ge-
winnen;

27. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer fünfundsechzigsten Tagung einen Bericht vor-
zulegen, in dem die erfolgreichen Interventionsmaßnahmen
und Strategien sowie die bestehenden Lücken bei der Ausein-
andersetzung mit den geschlechtsspezifischen Dimensionen
des Problems des Menschenhandels aufgeführt und Empfeh-
lungen zur Verstärkung der geschlechts- und altersspezifi-
schen Ansätze bei den verschiedenen Vorgehensweisen ge-
gen den Menschenhandel abgegeben werden.

RESOLUTION 63/157

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/63/425,
Ziff. 27)93.

63/157. Künftige Tätigkeit des Internationalen
Forschungs- und Ausbildungsinstituts zur
Förderung der Frau

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf alle ihre früheren Resolutionen über die
Situation des Internationalen Forschungs- und Ausbildungs-
instituts zur Förderung der Frau, insbesondere Resolution
60/229 vom 23. Dezember 2005,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 62/208 vom
19. Dezember 2007 über die dreijährliche umfassende Grund-

satzüberprüfung der operativen Entwicklungsaktivitäten des
Systems der Vereinten Nationen,

eingedenk ihrer Resolution 62/277 vom 15. September
2008, insbesondere deren gleichstellungsbezogener Bestim-
mungen, und in diesem Zusammenhang die laufenden Arbei-
ten zugunsten der Gleichstellung der Geschlechter und der
Ermächtigung der Frauen befürwortend,

unter Hinweis auf die Resolution 2007/37 des Wirt-
schafts- und Sozialrats vom 27. Juli 2007, in der der Rat be-
kräftigte, dass das Institut als zentrale Koordinierungsstelle
des Systems der Vereinten Nationen für Forschung und Aus-
bildung in Geschlechterfragen den konkreten Auftrag hat,
Forschungsarbeiten und Ausbildungsmaßnahmen mit dem
Ziel der Gleichstellung der Geschlechter und der Ermächti-
gung der Frauen durchzuführen,

unter Berücksichtigung der Resolution 52/3 der Kommis-
sion für die Rechtsstellung der Frau vom 7. März 2008 mit
dem Titel „Stärkung des Internationalen Forschungs- und
Ausbildungsinstituts zur Förderung der Frau“94,

unter Begrüßung der Beiträge des Instituts zur Erreichung
der Millenniums-Entwicklungsziele, zur Durchführung des
Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Diskrimi-
nierung der Frau95 und zur Umsetzung der Erklärung und der
Aktionsplattform von Beijing96 und des Ergebnisdokuments
der dreiundzwanzigsten Sondertagung der Generalversamm-
lung97,

mit Dank Kenntnis nehmend von dem Fortschrittsbericht
der Direktorin über das Institut betreffend die Durchführung
des Arbeitsprogramms für den Zeitraum vom 15. Mai bis
30. September 200898, in dem die Fortschritte anhand der im
überarbeiteten Arbeitsplan für 200899 festgelegten Zielerrei-
chungsindikatoren gemessen werden,

es begrüßend, dass der Exekutivrat des Instituts den über-
arbeiteten Arbeitsplan für 2008 und den Projekthaushaltsplan
für 2008 gebilligt hat100,

in Anerkennung der Beiträge des Instituts zur Förderung
der Gleichstellung der Geschlechter und der Ermächtigung
der Frauen in den Bereichen Sicherheit, internationale Migra-
tion, insbesondere Überweisungen und Entwicklung, sowie
Regierungs- und Verwaltungsführung und politische Partizi-
pation,

92 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige Fas-
sungen: dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl.
Nr. 591/1978; AS 1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl.
1999 Nr. 57; öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
93 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Antigua und Barbuda (im Namen der Mitglied-
staaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der 77 sind,
und Chinas), Belarus, Israel, Italien, Mexiko, Österreich und Spanien.

94 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2008,
Supplement No. 7 (E/2008/27), Kap. I, Abschn. D.
95 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996
Nr. 164; öBGBl. Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
96 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4–15 Sep-
tember 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.13), Kap. I,
Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/beijing/beij_bericht.html.
97 Resolution S-23/3, Anlage.
98 INSTRAW/EB/2008/R.13.
99 INSTRAW/EB/2007/R.4/Rev.1.
100 Siehe INSTRAW/EB/2007/R.14, Abschn. III, Ziff. 6, Beschluss II.


